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SoVD: Entkernter Gesetzentwurf weist Lücken auf – Gesundheitskioske wieder einbringen

Ambulante Versorgung stärken
Die Bundesregierung hat den 

Weg frei gemacht für eine Re-
form der ambulanten Versor-
gung.  Am 22. Mai stimmte das 
Kabinett einem Gesetzentwurf 
namens „Gesundheitsversor-
gungsstärkungsgesetz“ (GVSG) 
von Gesundheitsminister Karl 
Lauterbach (SPD) zu. Es sieht 
vor allem bessere Arbeitsbe-
dingungen für Hausärzt*innen 
vor. Das GVSG war zuvor um 
wesentliche Inhalte entkernt 
worden. Der SoVD sieht dem-
zufolge erhebliche Lücken.

Parallel zur Krankenhausre-
form, die die Versorgung in Kli-
niken verbessern soll, zielt das 
GVSG auf die stärkere Absiche-
rung der Gesundheitsversorgung 
in den Praxen vor Ort ab. 

Hausärzt*innen sollen dem-
nach größere finanzielle Spiel-
räume erhalten. Geplant ist eine 
Entbudgetierung. Mit dieser 
entfallen – wie schon bei den 
Kinderärzt*innen – die Hono-
rarobergrenzen bei der Vergü-
tung. Ärzt*innen erhalten künf-
tig mehr Geld, wenn sie mehr 

Patient*innen aufnehmen. Mehr-
arbeit soll somit sicher bezahlt 
werden, auch wenn das Budget 
ausgeschöpft ist. 

SoVD befürwortet Stärkung
der hausärztlichen Versorgung

Eine neue „Vorhaltepauschale“ 
erhalten Praxen, die bestimmte 
Kriterien erfüllen. Diese wurden 
noch nicht festgelegt. Haus- und 
Pflegeheimbesuche oder erwei-
terte Öffnungszeiten könnten 
dazu gehören. Auch den Zugang 
zu Arzterminen will Lauterbach 

erleichtern, unter anderem durch 
die Einführung einer Jahrespau-
schale zur Behandlung chro-
nisch Kranker, die dauerhaft Me-
dikamente einnehmen. Dies soll 
Quartalsbesuche zum Rezeptab-
holen beziehungsweise aus Ab-
rechnungsgründen vermeiden 
und Kapazitäten für akute Be-
handlungsfälle schaffen. 

Hier setzt einer der Kritikpunk-
te des SoVD an. Zwar befürwor-
tet der Verband die Stärkung 
der hausärztlichen Versorgung 

Parallel zur Krankenhausreform soll über ein neues Gesetz auch die ambulante ärztliche Versorgung verbessert werden.
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Vom 6. bis zum 9. Juni wählen die 
Bürger*innen der Europäischen 
Union das Europäische Parla-
ment. Die Herausforderungen, die 
die EU zu meistern hat, sind groß: 
Ukraine-Krieg, Migration, Klima-
wandel, Energiekrise und Inflation. 
Mehr denn je brauchen wir gera-
de jetzt ein starkes und geeintes 
Europa – in dem Menschenwürde, 
Rechtsstaatlichkeit, freiheitliches 
und demokratisches Denken und 
Handeln, Toleranz und Respekt die 
Grundlagen der Gemeinschaft der 
27 Mitgliedsländer bilden. Leider 

Blickpunkt
haben rechtspopulistische, frem-
den- und minderheitenfeindliche 
Kräfte europaweit Zulauf. Das 
lässt sich nicht beschönigen. Bei 
uns in Deutschland ist es die AfD, 
die die Grundwerte der demokra-
tischen Gesellschaft infrage stellt. 
Rechtsextreme und ausgrenzende 
Parolen sind fester Bestandteil 
ihrer Parteiprogrammatik. Oft ver-
sprechen sie vermeintliche Lösun-
gen für die Sorgen der Menschen, 
säen stattdessen aber nur Zwie-
tracht und Hass. Jetzt kommt es 
darauf an, wie sich jede*r Einzel-

ne verhält. Überlassen wir – wie 
damals im dunkelsten Kapitel 
der deutschen Geschichte – anti-
demokratischen Kräften das Feld, 
berauben wir uns unserer Werte 
und vergiften unser friedliches 
Miteinander. Autoritäre Regierun-
gen und rechtsradikale Parteien 
dürfen nicht die Politik Europas 
bestimmen! Bitte gehen Sie am 9. 
Juni zur Wahl und entscheiden Sie 
sich für eine proeuropäische Par-
tei und gegen die AfD! 

 Michaela Engelmeier
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Problembewusstsein 
und Zukunktsängste

 Seite 7

Sozial-Klimarat berät über 
politische Maßnahmen

Neustart der  
Patientenberatung

 Seite 3

UPD steht bei Fragen zur 
Gesundheit zur Verfügung

Pflege und Beruf 
kaum vereinbar

 Seite 9

Angehörige müssen  
ihren Job oftmals aufgeben

 Seite 4 + 5
Wahlprüfsteine des SoVD

EU-Wahl: Dafür  
stehen die Parteien

Hier befindet sich das  
Adressfeld für die Etikettierung  

im Einzelversand

Nr. 6 Juni 2024

Die Mitgliederzeitung 
des SoVD Sozialverband 
 Deutschland

Aktuelle Informationen, 
 Positionen und Hintergründe 
zu sozialen Themen

www.sovd.de/zeitung 
facebook.com/sovd.bund 
twitter.com/sovd_bund



– auch unter dem Gesichtspunkt 
der demografischen Entwick-
lung. Dabei ist aus Sicht des 
Verbandes insbesondere die 
hausärztliche Grundversorgung 
wichtig. Die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier 
warnt jedoch an diesem Punkt 
vor finanziellen Fehlanreizen: 
„Die jährliche Versorgungspau-
schale für chronisch kranke 
Menschen birgt die Gefahr ei-
ner Verschlechterung der ärzt-
lichen Versorgung gerade für 
besonders betreuungsintensive 
Patient*innen.“

Psychotherapie für Kinder
und Jugendliche  erleichtern

Ausdrückliche Zustimmung 
findet hingegen das Vorhaben, 
die psychotherapeutische Ver-
sorgung auf dem Gesetzesweg 
zu stärken. Das soll vor allem 
Kindern und Jugendlichen den 
Zugang zu psychotherapeuti-
schen Behandlungen erleich-
tern. Bei der Beantragung von 
Kurzzeittherapien sind hierzu 
entsprechende „Vereinfachun-
gen und Flexibilisierungen“ vor-
gesehen. „Dies sind gute Schritte 
zur Verbesserung“, stellt Michae-
la Engelmeier fest. Daneben sei 
aber auch eine weitere Stärkung 
der allgemeinen psychothera-
peutischen Versorgung wichtig: 
„Immer mehr Menschen brau-
chen Hilfe. Neben der Therapie 

müssten deshalb auch Präven-
tionsmaßnahmen zur Verhinde-
rung psychischer Erkrankungen 
kurzfristig greifen können.“

Ebenso befürwortet der SoVD 
eine den gemeinsamen Bundes-
ausschuss (G-BA) betreffende 
gesetzliche Neuerung. Demnach 
sollen Patientenvertreter*innen 
und auch Pflegekräfte im zent-
ralen Selbstverwaltungsorgan 
des Gesundheitswesens endlich 
mehr Mitspracherecht erhalten.

Gesundheitskioske wieder 
ins Spiel bringen

Hinsichtlich der Stärkung der 
ambulanten Versorgungsstruk-
tur insgesamt sieht der SoVD 
erhebliche Lücken, nachdem 
wesentliche, im ursprünglichen 
Entwurf enthaltene Regelungen 
vor der Beratung im Kabinett 
gestrichen wurden. So möchte 
Lauterbach zwar weiterhin die 
Gründung von kommunalen me-
dizinischen Versorgungszentren 
(MVZ) stärken. Aber die Einfüh-
rung von Gesundheitskiosken, 
die niedrigschwellige Anlauf-
stellen in unterversorgten länd-
lichen Gebieten oder struktur-
schwachen Stadtvierteln bilden 
sollten, steht nicht mehr im Ge-
setzentwurf. „Patient*innen mit 
besonderem Unterstützungsbe-
darf muss stärker geholfen und 
die Versorgung besser koordi-
niert werden. Die Gesundheitski-
oske könnten in benachteiligten 

Regionen helfen, dies zu kom-
pensieren“, sagt dazu Engelmei-
er. Ohne die Stärkung der am-
bulanten Versorgungsstruktur 
werde das Gesetz seinem Namen 
kaum gerecht. „Wir hoffen, dass 
die Regelung im parlamentari-
schen Verfahren wieder ins Ge-
setz aufgenommen wird.“

Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de betont, dass eine Vernetzung 
mit bestehenden Strukturen 
und Netzwerken nötig sei, um 
Doppelstrukturen zu vermeiden. 
Soweit Gesundheitskioske un-
abhängig vom Versicherungs-
status und vermehrt zur sozialen 
Situation berieten, müsse sich 
das auch bei der Finanzierung 
widerspiegeln. Ein zu hoher Kos-

tenanteil der Beitragszahlenden 
sei nicht gerechtfertigt: „Für So-
zialarbeit sind die Kommunen 
verantwortlich, nicht die Bei-
tragszahlenden.“

Immer mehr Ärzt*innen
gehen in den Ruhestand

Das ambulante Versorgungs-
netz dünnt immer mehr aus, 
weil viele niedergelassene 
Hausärzt*innen der geburten-
starken Jahrgänge in Rente ge-
hen. Bundesweit liegt der Anteil 
der Ärzt*innen, die mindestens 
65 Jahre alt sind, bei 16,2 Pro-
zent. Ein Förderprogramm für 
zusätzliche Medizinstudienplät-
ze wurde aus Kostengründen 
gestrichen.  Veronica Sina

Ambulante Versorgung stärken

Viele niedergelassene Ärzt*innen sind über 65 und gehen in Rente.
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SoVD: Entkernter Gesetzentwurf weist Lücken auf – Gesundheitskioske wieder einbringen Transparenzregister mit Infos

Klinik-Atlas 
ist gestartet 

Das Gesundheitsministerium 
hat Ende Mai die ersten Funk-
tionen des Online-Transparenz-
registers für Kliniken zur Verfü-
gung gestellt. 

Alle knapp 1.700 deutschen 
Kliniken sind mit ihren 16,5 Milli-
onen Behandlungsfällen in dem 
Online-Portal erfasst. Während 
Bundesgesundheitsminister 
Karl Lauterbach (SPD) den Start 
des Bundes-Klinik-Atlasses als 
„wichtigen Schritt für die Kran-
kenhausreform“ sieht, kommt 
neben Zuspruch auch Kritik aus 
verschiedenen Richtungen. 

Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier begrüß-
te den Klinik-Atlas grundsätzlich: 
„Er verfolgt das Ziel, Information 
und Aufklärung zu verbessern, 
indem er Leistungsangebote und 
Qualitätsaspekte der stationären 
Versorgung veröffentlicht.“ 

Eine transparente und leicht 
verständliche Informationsmög-
lichkeit sei wesentliche Voraus-
setzung dafür, eine selbstbe-
stimmte und qualitätsorientierte 
Auswahlentscheidung für die 
jeweilige Behandlung treffen zu 
können. Es werde sich zeigen, 
wie groß der gebotene Mehr-
wert für die Patient*innen wirk-
lich sei. „Um den Erwartungen 
gerecht zu werden, bedarf es ei-
ner noch stärkeren Orientierung 
am Patienten in der Ausgestal-
tung“, so Engelmeier. veo

Ursprünglich wollte die Am-
pelregierung die Reform bereits 
am 8. Mai auf den Weg bringen. 
Damit wollen Arbeitsminister 
Hubertus Heil (SPD) und Finanz-
minister Christian Lindner (FDP) 
das Rentenniveau stabilisieren 
und den auch dadurch erwarte-
ten Anstieg der Rentenbeiträge 
über eine Anlage am Kapital-
markt abbremsen.

Schon Anfang März hatten 
Lindner und Heil ihren Ge-
setzentwurf dazu vorgelegt. Es 
folgten Detailabstimmungen in 
der Regierung. Nach zwei Mo-
naten kam dann der vorläufige 
Stopp: Das Finanzministerium 
blockierte eine Verabschiedung 
im Kabinett, weil unabhängig 
davon mehrere Ministerien hohe 
Ausgabenwünsche für den Bun-
deshaushalt 2025 vorgelegt 
hatten – vor allem zulasten sozi-

aler Ausgaben. Lindner hatte im 
Vorfeld auf einen strikten Spar-
kurs gedrungen. Nach der ge-
planten Verabschiedung in der 
Minister*innenrunde könnte das 
Gesetz in den anschließenden 
Beratungen im Bundestag noch 
verändert werden. 

Rentenniveau langfristig
auf 48 Prozent halten

Das Absicherungsniveau der 
Rente – aktuell 48,2 Prozent – 
soll zunächst bis 2040 bei 48 
Prozent gehalten werden. Ohne 
eine solche Festlegung würde es 
im Vergleich zur Lohnentwick-
lung sinken. Denn Millionen Ba-
byboomer mit Geburtsjahren in 
den 1950er- und 1960er-Jahren 
gehen dann in den Ruhestand: 
Die Ausgaben der Rentenversi-
cherung steigen, ihre Beitrags-
einnahmen sinken. 

Laut Gesetzentwurf dürften 
die Rentenausgaben bis 2045 
von derzeit 372 auf rund 800 
Milliarden Euro steigen, auch zur 
Finanzierung des 48-Prozent-
Rentenniveaus. Im zweiten Teil 
des geplanten Rentenpaketes 
will die Regierung bis Mitte der 
2030er-Jahre mindestens 200 
Milliarden Euro am Aktienmarkt 
anlegen. Im Startjahr will der 
Bund dazu zunächst zwölf Milli-
arden Euro Schulden aufnehmen. 
Aus den Kapitalerträgen sollen in 
Zukunft jährlich zehn Milliarden 
Euro an die Rentenversicherung 
fließen. Das soll verhindern, dass 
die Beiträge noch stärker steigen 
als zu erwarten. Die Regierung 
rechnet so mit einem Beitrags-
anstieg von aktuell 18,6 Prozent 
bis 2045 noch auf 22,3 Prozent. 

Die FDP dringt darauf, dass 
die Schuldengrenze eingehalten 

wird. Auf einem Parteitag im Ap-
ril hatte sie eine Reform des Ren-
tenpakets angeregt. 

Die Rente spielt auch bei den 
weiteren Forderungen der Libe-
ralen nach Einsparungen in der 
Sozial- und Rentenpolitik eine 
Rolle: Sie fordern die Abschaf-
fung der sogenannten Rente 
mit 63, also der vorgezogenen 
Altersrente ohne Abschläge ab 

Nach regierungsinternem Streit und erheblichen Verzögerungen will die Bundesregierung am 29. 
Mai im Bundestag das Rentenpaket beschließen (Anmerkung der Redaktion: Das Datum liegt einen 
Tag nach dem Druck der SoVD-Zeitung). Es geht um die Sicherung des Rentenniveaus und die Absi-
cherung der Rente in Zukunft. Das kostet viel Geld. Kurz vor knapp hat das Finanzministerium, das 
den Entwurf blockiert hatte, ihn am 24. Mai freigegeben. 

Rentenpaket jetzt doch auf dem Weg?
Rentenreform in Kürze im Kabinett  – Änderungen an den bisherigen Plänen nicht ausgeschlossen 

Auch die vorgezogene Altersrente ohne Abschläge steht infrage. 
Foto: Kiryakova Anna / Adobe Stock

45 Jahren Versicherungszeit. Bis 
2023 ist die Grenze für die vorge-
zogene Rente auf 64 Jahre und 4 
Monate gestiegen, bis 2029 soll 
sie bei 65 Jahren liegen.

Der SoVD wird die Rentende-
batte weiterhin kritisch begleiten 
und in der nächsten Ausgabe der 
SoVD-Zeitung erneut berichten, 
unter anderem mit einem Inter-
view. Veronica Sina

Seite 2 Nr. 6 | Juni 2024SOZIALPOLITIK 



Anfang Mai fand in Berlin 
der Parteitag der Christlich 
Demokratischen Union (CDU) 
Deutschlands statt. Auf dem 
Programm stand unter anderem  
die Neuwahl des Bundesvor-
standes. Zudem beschlossen die 
Delegierten ein neues Grund-
satzprogramm der Partei und 
eröffneten die heiße Phase des 
Europawahlkampfes. 

Wie bereits zuvor bei den 
Parteitagen von Bündnis 
90 / Die Grünen und der SPD 
war der SoVD auch auf dieser  
Veranstaltung vertreten. Nicht 

Austausch auf 
dem Parteitag 
der CDU

zuletzt mit Blick auf die anste-
henden Wahlen bleibt für den 
Verband der enge Diskurs mit 
allen demokratischen Kräften 
unverzichtbar. Vor diesem Hin-
tergrund führte die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engel-
meier denn auch zahlreiche 
Gespräche mit den Delegierten 
des Bundesparteitages. 

An einem eigenen Stand in-
formierte der SoVD über seine 
sozialpolitischen Positionen. 
Auch der Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, Karl-
Josef Laumann, besuchte den 
SoVD-Stand. Als Vorsitzender 
der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft Deutsch-
lands (CDA) gilt Laumann als 
das „soziale Gewissen“ der CDU.

SoVD im Gespräch

Auf dem Bundesparteitag der CDU war auch der SoVD mit einem 
Informationsstand vertreten. Für Fragen und inhaltliche Gespräche 
stand dort neben zahlreichen Mitarbeitenden auch die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmeier (3. v. li.) zur Verfügung.

Der CDU-Parteivorsitzende 
Friedrich Merz unterhielt sich 
mit Michaela Engelmeier über 
die Forderungen des SoVD.

Fotos: SoVD

Neustart der Patientenberatung
Ende des vergangenen Jahres hatte die Unabhängige Patientenberatung Deutschland (UPD) ihren 

Dienst eingestellt. Umgewandelt in eine von den Krankenkassen finanzierte Stiftung ging sie nun 
wieder an den Start. Im Stiftungsrat bringt sich auch der SoVD ein. Dennoch betrachtet die Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmeier das Finanzierungsmodell der UPD mit gemischten Gefühlen. Denn 
bei den Beratungen, so Engelmeier, gehe es oftmals um Auseinandersetzungen mit Krankenkassen.

Stefan Schwartze ist der Pa-
tientenbeauftragte des Bun-
des und zudem Vorsitzender 
des UPD-Stiftungsrates. An-
gesichts der Wiederaufnahme 
von telefonischen Beratungen 
zeigte sich Schwartze zufrie-
den und sagte, man schließe 
damit eine fast sechsmonatige 
Versorgungslücke.

Entstanden war diese Lücke, 
nachdem es an der vorherigen 
Trägerschaft der UPD durch 
einen privaten Gesundheits-
dienstleister zunehmend Kritik 
gegeben hatte – auch vonseiten 
des SoVD. Gemeinsam mit an-
deren Patientenorganisationen 
forderte der Verband immer 
wieder eine neutrale und von 
wirtschaftlichen Interessen un-
abhängige Beratung. Intensiv 
wirkte der SoVD daher auf den 
Neustart der UPD hin und be-
gleitete den Gründungsprozess 
der Stiftung.

Patientenberatung soll
eine Hilfestellung bieten

Seit Anfang Mai stehen nun 
am Telefon wieder insgesamt 
40 Fachleute zur Verfügung. 
Sie sollen Anrufer*innen durch 
das Gesundheitssystem lotsen, 
ihnen geeignete Anlaufstellen 
vermitteln oder bei rechtlichen 
Fragen und Auseinanderset-
zungen mit der Krankenkasse 
weiterhelfen. Diagnosen oder 
Zweitmeinungen bietet die 
UPD allerdings nicht an. Eben-
so empfehlen die Expert*innen 
keine einzelnen Praxen oder 

Krankenhäuser und können 
auch keine Behandlungstermi-
ne vermitteln.

Sven Arndt ist einer von zwei 
Vorständen der neuen UPD. Er 
erklärte, man gehe zunächst 
von rund 100 Anfragen pro Tag 
aus, wolle aber das Angebot 
insgesamt zügig ausbauen. So 
sollen in der zweiten Jahres-
hälfte schrittweise regionale 
Beratungsstellen hinzukom-
men. 

Beratung sollte möglichst
wohnortnah verfügbar sein

Gerade diese Anlaufstellen 
vor Ort sind aus Sicht des SoVD 
wichtig für einen möglichst 
niedrigschwelligen Zugang 
zu Gesundheitsberatung. Das 
Anliegen, so viele Menschen 
wie möglich zu erreichen, teilt 

auch der Patientenbeauftragte. 
Schwartze äußerte den Wunsch, 
dass sich mit der neuen UPD 
auch etwas an der gesundheit-
lichen Ungleichheit in Deutsch-
land ändert. Deshalb dürfe und 
wolle man sich explizit nicht 
auf eine telefonische Beratung 
beschränken. jos

Seit Mai bietet die UPD wieder Unterstützung bei Fragen zur Gesundheit an

Oftmals sind es gerade Streitigkeiten mit der Krankenkasse, die 
Menschen dazu veranlassen, bei der UPD anzurufen.

Foto: Syda Productions / Adobe Stock
Foto: New Africa / Adobe Stock

Über die Plattform „WeAct!“ erreichte die Online-Petition „3.000 
Euro Inflationsausgleich auch für Rentner*innen! Jetzt!“ in den 
letzten Wochen große Beachtung. Darüber hinaus haben viele 
Menschen auch auf ausgedruckten Unterschriftenlisten unter-
schrieben, die unter anderem die SoVD-Landesverbände Hamburg, 
Schleswig-Holstein und Niedersachsen zur Verfügung gestellt hat-
ten. Diese Aktion endete jedoch am 31. Mai. 

Direkt zu der Petition gelangen Sie online unter www.sovd.de.

150.000 Menschen 
unterstützen Petition

Inflationsausgleich auch für Rentner*innen

Gemeinsam mit dem SoVD fordern immer mehr Menschen einen 
Inflationsausgleich für Rentner*innen. Ein Bündnis aus Gewerk-
schaften, Sozialverbänden und Seniorenbeiräten sammelte hierfür 
auf Listen und online in kurzer Zeit rund 150.000 Unterschriften.

Im Sommer ist erneut mit ex-
trem hohen Temperaturen zu 
rechnen. Der SoVD drängt daher 
auf verstärkte Bemühungen zur 
Hitzeprävention. Aus Sicht des 
Verbandes braucht es hierfür ge-
zielte Maßnahmen auf Bundes- 
und Landesebene sowie in den 
Kommunen. An oberster Stelle 
sollte dabei der Schutz vulnera-
bler Gruppen, wie zum Beispiel 
älterer Menschen, stehen.

Wie vielfältig Hitzschutz sein 
kann und wie sich dieser errei-
chen lässt, darüber will am 5. 
Juni der Hitzeaktionstag aufklä-
ren. Beteiligen können sich In-
stitutionen, Verbände oder auch 
Einzelpersonen.  jos

Mehr Details finden Sie online 
unter: www.hitzeaktionstag.de.

Hitzeaktionstag 2024
Aktionen sollen auf Gefahren aufmerksam machen

Auch in Deutschland wird Hitze zum wachsenden Gesundheits-
risiko. Trotzdem ist das Bewusstsein für die damit einhergehen-
den Gefahren nicht ausreichend geschärft, sind Maßnahmen zum 
Schutz gefährdeter Personen noch unzureichend. Der bundesweite 
Hitzeaktionstag am 5. Juni will darauf aufmerksam machen.

Die UPD berät anonym unter 
der kostenfreien Beratungsnum-
mer: 0800 / 0 11 77 22. Diese ist 
erreichbar montags, dienstags 
und donnerstags von 9.30 bis 12 
Uhr und von 15 bis 17 Uhr sowie 
mittwochs und freitags von 9.30 
bis 14 Uhr.

Info

Hohe Temperaturen machen 
vor allem in den Städten immer 
mehr Menschen zu schaffen.
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und soziale Gerechtigkeit denken 
wir zusammen. Nur eine soziale 
Klimapolitik, die die unvermeid-
baren Lasten gerecht verteilt, Un-
terstützung für alle anbietet, die 
sie benötigen, 
und die Anrei-
ze wirkungsvoll 
und gezielt setzt, 
hat Aussicht auf 
Erfolg. Um das zu erreichen, wol-
len wir beispielsweise Energiege-
nossenschaften stärken, damit die 
Anwohnenden von der Erzeugung 
erneuerbarer Energie direkter pro-
fitieren. Im Wärmebereich fordern 
wir kollektive Lösungen wie z. B. 
Fernwärme oder Quartierslösun-
gen vor individuellen Systemen 
wie dem Einbau von Einzelwär-
mepumpen. Individuelle Sanie-
rungspflichten für Privatpersonen 
lehnen wir ab. Den Klima-Sozial-
fonds auf EU-Ebene wollen wir so 
gestalten, dass die Mittel daraus 
möglichst unbürokratisch abgeru-
fen werden können.

Klimaneutralität sichert und 
mehrt Wohlstand, ist aber auch 
mit Veränderungen verbunden. Kli-
maneutral muss immer auch sozial 
und geschlech-
tergerecht hei-
ßen. Deshalb 
wollen wir 
ein Klimageld 
schnellstmöglich einführen. Das 
Klimageld entlastet besonders 
Menschen mit niedrigen und mitt-
leren Einkommen, die ohnehin 
weniger CO₂ produzieren. Mit dem 
Klimasozialfonds, der primär aus 
dem Emissionshandel gespeist 
wird, geben wir den Mitgliedstaa-
ten die Mittel an die Hand, das um-
zusetzen. Dabei werden Leistungen 
für Menschen finanziert, die beson-
ders von steigenden Energie- und 
Transportkosten betroffen sind. Der 
neue europäische Emissionshan-
del für Gebäude und Wärme wird 
Mehreinnahmen bringen. Wir wol-
len deshalb, dass die Mitgliedstaa-
ten mit diesen Einnahmen – wie 
etwa schon in Österreich mit dem 
Klimabonus – ein Klimageld pro 
Kopf auszahlen. Wir werden evalu-
ieren, wie dieses dauerhaft sozial 
gerecht ausgestaltet werden kann.

werden wir uns weiter für die In-
klusion von Menschen mit Behin-
derung auf EU-Ebene einsetzen. 
Die Lebensreali-
täten von Men-
schen mit Behin-
derungen und 
ihre Einbindung 
in den europäischen Zusammen-
hang müssen spürbar und konkret 
verbessert werden. Wir streben dis-
kriminierungsfreie und unbürokra-
tischere Zugangsbedingungen bei 
Vergünstigungen und bei zeitlich 
befristeten Aufenthalten auf Hil-
feleistungen nach dem jeweiligen 
nationalen Recht an.

Die vollständige Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen in 
allen Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens ist ein zentrales 
Anliegen unseres Europawahlpro-
gramms. Wir streiten für eine inklu-
sive Gesellschaft, in der die Rechte 
und die Würde von Menschen mit 
Behinderungen 
geachtet und 
gefördert wer-
den, der Zugang 
zu Arbeits- und 
Bildungsmöglichkeiten verbessert 
und eine vollständige Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben er-
möglicht wird: Wir treiben die 
Umsetzung der 5. EU-Gleichstel-
lungsrichtlinie voran. Sonderein-
richtungen für Menschen mit Be-
hinderung wollen wir abschaffen. 
Wir streiten für ein inklusives Bil-
dungssystem und einen inklusiven 
Arbeitsmarkt mit gesetzlichem 
Mindestlohn für Menschen mit 
Behinderung. Wir unterstützen das 
Recht auf selbstbestimmtes Woh-
nen und Leben. Barrierefreiheit soll 
in Kommunen, ÖPNV und Privat-
wirtschaft verpflichtend sein. Auch 
digitale Barrierefreiheit und barri-
erefreie Kommunikation muss ge-
währleistet sein. Wir wollen einen 
europäischen Behindertenausweis. 
Wir wollen inklusive Strukturen 
schaffen und Teilnahme an demo-
kratischen Prozessen ermöglichen. 
Dafür müssen auch technische 
Mittel für die Wahrnehmung des 
Wahlrechts bereitstehen. Diskri-
minierungen in Rechtsverfahren 
müssen aufgehoben werden.

Ein Parlament, zwei Orte: 
Während die Sitzungen des 
EU-Parlamentes in Straß-
burg stattfinden (Bild in 
der Mitte sowie rechts), ta-
gen die parlamentarischen 
Ausschüsse in Brüssel (Bild 
oben links).

Lebenshaltungskosten haben die 
soziale Lage der Menschen zum 
Teil existenziell verschärft. Wir 
wollen, dass sich alle Menschen in 
Europa auf star-
ke Sozialsysteme 
verlassen kön-
nen, die sie vor 
Armut schützen. 
Dafür brauchen die Sozialstaaten 
der Mitgliedsländer verbindliche 
Mindeststandards. Wir wollen die 
bisherige europäische Empfehlung 
für angemessene Mindestsiche-
rungssysteme zu einer verbindli-
chen Richtlinie weiterentwickeln 
und die darin festgelegten Stan-
dards mit einem individuellen 
Anspruch auf soziale Rechte für 
Betroffene in den Mitgliedstaaten 
verbinden. In diesem Zuge sollen 
alle Mitgliedstaaten ihre Sozial-
systeme stufenweise gemäß ih-
rem jeweiligen Wohlstandsniveau 
armutsfest ausgestalten, nachhal-
tige Integration in gute Arbeit för-
dern und die soziale Infrastruktur 
ausbauen. Das bedeutet auch für 
Deutschland Rückenwind für einen 
starken Sozialstaat und mehr sozi-
ale Gerechtigkeit.

Wir Freie Demokraten sind 
überzeugt, dass Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik zu Recht Aufgabe 
der Mitgliedstaaten sind. Nur in 
Fragen, die tatsächlich eine erheb-
liche grenzüber-
schreitende Be-
deutung für den 
B i n n e n m a r k t 
oder die Arbeit-
nehmerfreizügigkeit haben, ist die 
EU politisch gefordert, Regelungen 
zu treffen.

Ja. Die Linke setzt sich dafür ein, 
dass die EU einen fairen Rahmen 
schafft, in dem die Mitgliedstaaten 
auch im Bereich ihrer Mindest-
sicherungssys-
teme die Wür-
de eines jeden 
Menschen, frei 
von existenziel-
ler Armut leben zu können, sichern.

Die Schere zwischen Arm und 
Reich geht in der EU und in den 
europäischen Mitgliedstaaten wei-
ter auf. Hohe Preise tragen dazu 

Flächen fördert. Für eine Verkehrs-
wende mit Bus- und Bahnausbau 
statt immer größeren und schwe-
reren Autos: Wir wollen Alterna-
tiven schaffen, mit kostenfreiem 
ÖPNV in ganz Europa.

Inklusion: Welche Initiativen 
ergreifen Sie, damit Menschen 
mit Behinderungen in allen Be-
reichen des gesellschaftlichen 
Lebens besser teilhaben können, 
so wie es die UN-Behinderten-
rechtskonvention fordert, und 
ihnen ein besserer Zugang zu 
Arbeits- und Bildungsmöglich-
keiten geboten wird?

Europa inklusiver gestalten 
heißt für uns, es für alle Europä-
erinnen und Europäer erreichbar 
zu machen. Mit dem europäischen 
Behindertenausweis, der als zu-
sätzliches Doku-
ment das barri-
erefreie Reisen 
in der EU ver-
einfachen wird, 
kommen wir einen wichtigen 
Schritt voran. Ein Informations-
portal für barrierefreies Reisen 
soll weitere Hürden abbauen. Zu-
dem unterstützen wir die EU darin, 
einzelstaatliche Maßnahmen für 
Menschen mit Behinderungen zu 
ergänzen, damit gleichberechtigte 
Teilhabe, Barrierefreiheit und Dis-
kriminierungsschutz für Menschen 
mit Behinderungen in ganz Europa 
sichergestellt werden können.

 
In unserer Gesellschaft soll das 

tägliche Miteinander von Men-
schen mit und ohne Behinde-
rungen selbstverständlich sein. 
Das betrifft die analoge wie auch 
die digitale Barrierefreiheit. Zur 
gleichberech-
tigten Teilhabe 
gehören für uns 
auch Mitent-
scheidung, Mit-
gestaltung und Mitverantwortung. 
Das gilt auch auf europäischer 
Ebene. Mit der neuen Strategie 
für Menschen mit Behinderungen 
sollen Chancengleichheit sowie 
der gleichberechtigte Zugang zur 
Teilhabe am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben noch 

bei, dass viele Menschen Wohnen, 
Essen, den Zugang zu Bildung und 
gesellschaftlicher Teilhabe nicht 
mehr abdecken können. Die Linke 
hat sich maßgeblich für ein euro-
päisches Mindesteinkommen ein-
gesetzt: In allen Mitgliedstaaten 
müssen soziale Sicherungssyste-
me ein Leben oberhalb der offiziel-
len Armutsschwelle gewährleisten. 
Das wollen wir zu einer verbindli-
chen Richtlinie machen.

Auch für die Gesundheitsver-
sorgung muss die EU verbindli-
che Mindeststandards setzen, die 
allen in der EU lebenden Men-
schen garantiert werden. Diese 
Mindeststandards sollten Umfang 
und Qualität der Versorgung be-
stimmen.

Mitgliedstaaten, die Schwierig-
keiten haben, dies abzusichern, 
müssen Unterstützung erhalten.

Sozialverträglicher Um-
welt- und Klimaschutz: Welche 
Maßnahmen planen Sie auf 
EU-Ebene, um den Klima- und 
Umweltschutz voranzubringen 
und dabei die soziale Verträg-
lichkeit zu gewährleisten?

Auf dem Weg zur Klimaneutrali-
tät 2050 setzen wir auf innovative 
Konzepte und auf marktbasierte 
Instrumente: mit Emissionshandel 
mit sozialem Ausgleich, mit dem 
Ausbau Erneuerbarer Energien, 
mit Energieef-
fizienz und mit 
einer Kreislauf-
wirtschaft. So 
wollen wir den 
Green Deal im Sinne einer größe-
ren Wirtschaftsfreundlichkeit wei-
terentwickeln. Zudem ist es uns 
wichtig, natürliche Lebensgrund-
lagen zu sichern und Deutschland 
noch besser an den Klimawandel 
anzupassen. Der Schutz der Biodi-
versität und kostbarer Ressourcen 
wie Wasser und Wälder sind unsere 
Zukunftsversicherung und sind da-
her als unsere gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe zu verstehen.

Als Sozialdemokratie stehen wir 
für einen sozialen Klimaschutz, 
der alle Bürger:innen auf diesem 
Weg mitnimmt. Transformation 

stärker gefördert werden. Wir set-
zen uns für einen europäischen 
Behindertenausweis sowie die 
Verbesserung des europäischen 
Parkausweises für Menschen mit 
Behinderungen ein, mit dem Ziel, 
Teilhabebarrieren abzubauen und 
Nachteilsausgleiche im Bereich 
der Mobilität, Kultur, Freizeit und 
dem Sport zu nutzen. So sollen die 
Rechte von Menschen mit Behin-
derungen in allen europäischen 
Mitgliedstaaten geltend gemacht 
werden.

Die Verabschiedung der UN-
Behindertenrechtskonvention 
durch die EU-Mitgliedstaaten ist 
uns Verpflichtung, alle Barrieren 
abzubauen, die der Teilhabe am 
politischen und 
gesellschaftli-
chen Leben im 
Weg stehen. Wir 
wollen die Teil-
habe an Arbeit und Ausbildung 
im regulären System fördern und 
konsequent ausbauen. Das Werk-
stättensystem soll in Richtung In-
klusionsunternehmen weiterent-
wickeln werden. Wir wollen einen 
Kulturwandel hin zu einer inklusi-
ven Arbeitsmarktpolitik und auch 
die EU-Förderprogramme stärker 
darauf ausrichten. Die gesetzlichen 
Vorschriften zur Beschäftigung 
und Ausbildung von Menschen mit 
Behinderung sowie zum barriere-
freien Arbeitsplatz wollen wir kon-
sequent durchsetzen. Wir setzen 
uns außerdem dafür ein, dass die 
EU-Barrierefreiheitsrichtlinie, der 
sogenannte European Accessibility 
Act (EAA), in allen Mitgliedstaaten 
fristgerecht umgesetzt wird.

Wir Freie Demokraten fordern 
eine EU der Teilhabe für alle Men-
schen. Bereits in der aktuellen 
Legislaturperiode haben wir uns 
für Inklusion auf EU-Ebene stark-
gemacht. Unsere Fraktion Renew 
Europe, der wir im europäischen 
Parlament als FDP angehören, war 
die treibende Kraft hinter dem erst 
kürzlich beschlossenen EU-Behin-
dertenausweis sowie dem europä-
ischen Parkausweis für Menschen 
mit Behinderungen. Auch in der 
kommenden Legislaturperiode 

Soziale Mindeststandards: 
Sind Sie mit uns der Meinung, 
dass EU-weit einheitliche soziale 
Mindeststandards für die Berei-
che Armutsbekämpfung Zugang 
zu sozialen Diensten, Zugang 
zu Grundsicherungsleistungen 
sowie Absicherung bei Arbeits-
losigkeit, Krankheit und Alter 
eingeführt werden müssen?

Die Sozialsysteme der EU-
Mitgliedstaaten sind historisch 
gewachsen und weisen entspre-
chend erhebliche Unterschiede auf. 
Europaweit einheitliche Vorgaben 
zu machen, wäre 
ein zu starker 
Eingriff in die Zu-
ständigkeit der 
Mitgliedstaaten. 
In jedem EU-Staat sollte es eine 
gute medizinische Versorgung ge-
ben, aber eine Vereinheitlichung 
der Gesundheitssysteme lehnen 
wir ab. Da die Rahmenbedingun-
gen in den Mitgliedstaaten sehr 
unterschiedlich sind, sind Mindest-
standards nicht der richtige Weg. 
Gleiches gilt auch für die Grund-
sicherung. Die EU-Mitgliedstaaten 
sollen auch in Zukunft selbst über 
die Höhe der Grundsicherungsleis-
tungen entscheiden.

Wir wollen, dass in allen Mit-
gliedstaaten der Europäischen 
Union solide Netze sozialer Sicher-
heit bereitstehen. Deshalb setzen 
wir uns für eine 
Rahmenrichtli-
nie zur Festle-
gung von Min-
deststandards 
für die jeweiligen nationalen 
Grundsicherungssysteme ein. Min-
destsicherungsleistungen müssen 
eine angemessene, armutsfeste 
Einkommensunterstützung so-
wie Unterstützungsleistungen zur 
(Wieder-)Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt gewährleisten. Damit 
schaffen wir die Voraussetzung, 
dass unfreiwillige und armutsbe-
dingte Migration innerhalb der 
Europäischen Union reduziert wird.

Über 95 Millionen Menschen in 
der EU sind von Armut und sozi-
aler Ausgrenzung bedroht. Hohe 

Sozialverträglicher Klima-
schutz ist effizienter Klimaschutz, 
der marktwirtschaftliche Anreize 
setzt, Emissionen jeweils dort zu 
vermeiden, wo es zu den gerings-
ten Kosten möglich ist. Das einzi-
ge Klimaschutz-
instrument, das 
zugleich die Kli-
maziele zuver-
lässig erreicht 
und Kosten minimiert, ist ein ein-
heitlicher Emissionshandel in al-
len Sektoren. Daher unterstützen 
wir die Weiterentwicklung der 
beiden EU-Emissionshandelssys-
teme ETS 1 und 2 zu einem einzi-
gen sektorübergreifenden System. 
Zugleich wollen wir ordnungs-
rechtliche Maßnahmen beenden, 
die bei einem funktionierenden 
Emissionshandel keinen zusätz-
lichen Klimaschutzeffekt aufwei-
sen, dafür aber zusätzliche Kosten 
verursachen.

Die Klima- und Energiepolitik 
der EU setzt vor allem auf den 
Markt und steigende C02-Preise. 
Doch der Markt regelt es nicht: 
Die Strompreise explodieren, wäh-
rend sich Konzerne bereichern. 
Die Energiearmut in der EU steigt. 
Die C02-Preise 
treffen jene be-
sonders hart, die 
ohnehin schon 
kaum über die 
Runden kommen – für Superreiche 
ist das Kleingeld.

Die Linke fordert eine soziale 
und ökologisch gerechte Klima-
politik: klare Vorgaben für die Un-
ternehmen und echte Alternativen 
für die Menschen. Wir streiten für 
eine Energiewende mit gemein-
nützigen Energieerzeugern und 
sozial gestaffelten Preisen. Für ei-
nen klimafreundlichen Umbau der 
Wirtschaft, der sichere Arbeitsplät-
ze mit guten Löhnen schafft. Zur 
Entlastung von den C02-Preisen 
fordern wir ein soziales Klimageld, 
das Menschen mit niedrigen und 
mittleren Einkommen besonders 
unterstützt. Wir stehen ein für eine 
Agrarwende ohne Massentierhal-
tung und mit Subventionen, die 
bessere Arbeitsbedingungen und 
Nachhaltigkeit statt nur (große) 

Über einen Zeitraum von vier Tagen können die Bürger*innen der Europäischen Union (EU) dar-
über mitentscheiden, wer sie künftig im Europäischen Parlament vertritt. In Deutschland findet die 
Europawahl am 9. Juni statt. Erstmals dürfen dabei auch 16- und 17-Jährige ihre Stimme abgeben. 
In den letzten Jahren haben sich viele wichtige politische Entscheidungen auf die europäische 
Ebene verlagert. Gleichzeitig haben zahlreiche Krisen oder auch der Angriffskrieg Russlands auf 
die Ukraine deutlich gemacht, wie wichtig der Zusammenhalt der EU-Staaten ist. 

Themen wie Migration, Klima und Sicherheit bestimmen derzeit die öffentliche Diskussion und 
dürften auch eine wichtige Rolle bei der anstehenden Wahl spielen. Zu diesen wie auch weiteren 
Inhalten hat der SoVD daher die demokratischen Parteien mit den Standpunkten des Verbandes 
konfrontiert und sie zu ihren jeweiligen Positionen befragt (siehe hierzu auch „Blickpunkt“ auf 
Seite 1). Einen Teil der Antworten finden Sie auf diesen Seiten, um die kompletten Wahlprüfsteine 
zu lesen, gehen Sie bitte im Internet auf die Seite www.sovd.de/europawahl2024.

Das sind die Positionen der Parteien zur Europawahl
Von sozialen Standards über Umweltschutz bis Inklusion – SoVD stellt die Kandidat*innen demokratischer Parteien auf die Probe

Fotos: European Union



Die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier traf sich 
mit Dr. Tanja Machalet, Bundes-
tagsabgeordnete und rentenpo-
litische Sprecherin der SPD-Bun-
destagsfraktion. 

In ihrem Austausch ging es um 
das zweite Rentenpaket und da-
bei vor allem um die Notwendig-
keit, die Renten stabil zu halten. 
Deshalb müsse das Paket jetzt 
endlich auf den Weg gebracht 
werden, betonte Engelmeier.

Weitere Themen waren die Er-
werbstätigenversicherung, Ver-
besserungen bei der Grundrente 
und Rückmeldungen aus der So-
zialberatungspraxis des SoVD. 

Treffen mit
Tanja Machalet

V. li.: Michaela Engelmeier, Dr. Tanja Machalet 
und SoVD-Referentin Henriette Wunderlich. 

SoVD im Gespräch

Michaela Engelmeier und Fabi-
an Müller-Zetzsche, Abteilungs-
leiter Sozialpolitik im SoVD-
Bundesverband, besuchten den 
Bundestagsabgeordneten Frank 
Schäffler (FDP) im Deutschen 
Bundestag. 

Neben dem allgemeinen 
Kennenlernen waren weitere 
Gesprächsthemen die Haus-
haltsfinanzierung, das zweite 
Rentenpaket, die „Rente mit 63“ 
und die Kindergrundsicherung. 
Engelmeier lud Schäffler dabei 
zu einem Besuch beim SoVD in 
seinem Wahlkreis ein, um ihm 
die Sozialberatung des Verbandes 
vor Ort näherzubringen.

Zu Besuch bei 
Frank Schäffler

V. li.: Frank Schäffler (FDP), Michaela Engel-
meier und Fabian Müller-Zetzsche. 

Noch weniger Sozialwohnungen
Die Regierung verfehlt ihr Vorhaben, jedes Jahr für 100.000 neue Sozialwohnungen zu sorgen. Im 

Gegenteil: Der Bestand schrumpft immer weiter, wie jetzt bekannt wurde. Aus Sicht des SoVD ist das 
Wohnen längst zur sozialen Frage unserer Zeit geworden. Der Verband fordert mehr Einsatz von der 
Politik und hat im Impulspapier „Gutes Wohnen. Überall. Für alle“ Lösungswege aufgezeigt.

Die Zahl der Sozialwohnun-
gen in Deutschland ist 2023 
erneut zurückgegangen. Zum 
Jahresende gab es bundesweit 
rund 1,072 Millionen solches 
Wohnraumes für Menschen 
mit kleinen Einkommen; rund 
15.300 weniger als 2022, wie 
nachgefragte Zahlen der Bun-
desregierung besagen. 

Neu gefördert wurde 2023 der 
Bau von 49.430 Sozialwohnun-
gen. Die Regierung hatte erklärt, 

jährlich für 100.000 neue davon 
zu sorgen. Die Zahl sinkt seit 
Jahren. Einer der Hauptgründe 
ist: Viele ehemalige Sozialwoh-
nungen fallen aus der Miet-
preisbindung heraus und wer-
den dann teurer vermietet. Der 
Schwund nahm zuletzt noch zu. 
2022 waren rund 14.000 Woh-
nungen weggefallen. 

Der bundesweite Check fällt 
unterschiedlich aus. In Nord-
rhein-Westfalen, Berlin, Rhein-

land-Pfalz, Brandenburg und 
Niedersachsen sank der Bestand 
vierstellig. In Bayern und Baden-
Württemberg nahm er um mehr 
als tausend Wohnungen zu. 

Besonders viele Neuförderun-
gen gab es in den bevölkerungs-
reichsten Bundesländern NRW 
und Bayern, gefolgt von Berlin 
und Hamburg. Die meisten So-
zialwohnungen hatten NRW mit 
426.755, Bayern mit 134.793 
und Berlin mit 99.849.  veo / dpa 

Ampelkoalition bleibt hinter Ziel zurück – Bestand schrumpft, statt zu wachsen

Zu den wichtigsten Ursachen von Hypertonie gehören Stress, 
Bewegungsmangel und Übergewicht sowie ein zu hoher Konsum 
von Salz und Alkohol. Bluthochdruck erhöht unter anderem das Ri-
siko für Herzmuskel- und Nierenschwäche oder für einen Schlag-
anfall. Die gute Nachricht ist: Mit dem richtigen Wissen können 
Betroffene etwas für ihre Gesundheit tun.

Nutzer*innen des Online-Coaches lernen anhand von Filmen, 
Animationen und Übungen, wie sie ihren Blutdruck durch Entspan-
nungstechniken sowie durch gesunde Ernährung und regelmäßige 
Bewegung gezielt regulieren können. Das Programm bietet eben-
falls Vorlagen für individuell anpassbare Trainingspläne sowie für 
die Dokumentation von selbst gemessenen Blutdruckwerten.

Wenn Sie den Online-Coach ausprobieren möchten, gehen Sie im 
Internet auf die Seite: https://bluthochdruck.aok.de.

Hilfe bei Bluthochdruck
Online-Programm unterstützt Betroffene

Fast jede*r dritte Erwachsene in Deutschland hat Bluthochdruck. 
Darauf wies zuletzt der AOK-Bundesverband hin. Zur Prävention 
bietet die Krankenkasse einen kostenlosen Online-Coach an.

Dirk Swinke feiert am 8. Juni 
seinen 60. Geburtstag. Er ist Vor-
standsvorsitzender des Landes-
verbandes Niedersachsen und 
Mitglied im Zukunftsausschuss 
auf Bundesebene. 17 Jahre war 
Swinke Landesgeschäftsführer, 
zudem Mitglied im Landesvor-
stand und im Finanzausschuss 
des Bundesverbandes. Im Ver-
band ist er schon seit 1990. 

Personalien

Am 9. Juni begeht Siegrid 
Tenor-Alschausky ihren 70. 
Geburtstag. Das Mitglied der 
SoVD-Bundeskonferenz gehört 
in Schleswig-Holstein dem Ge-
samtlandesvorstand an.

Seit 2014 im SoVD, engagiert 
sich Tenor-Alschausky auch im 
Sozialpolitischen Ausschuss 
des Landesverbandes. Sie ist 
1. Kreisvorsitzende in Pinneberg.

Foto: Frank Peter

Foto: M
artin Bargiel

Beim Inklusionslauf dabei sein
Das inklusive Sportevent des SoVD geht in die nächste Runde. Organisatorische Gründe haben 

eine Verschiebung vom Juni in den Oktober nötig gemacht. Jetzt wird alles vorbereitet, damit die 
Teilnehmenden im Herbst viel Spaß auf dem früheren Flughafengelände haben können. 

Start ist am 12. Oktober ab 10 Uhr auf dem Tempelhofer Feld in Berlin

Gemeinsam läuft und rollt es sich gleich viel besser. Der nächste 
SoVD-Inklusionslauf findet am 12. Oktober statt. 

Foto: Denny Brückner

Der SoVD-Inklusionslauf 
steht für ein barrierefreies 
Sporterlebnis unabhängig von 
Behinderungen oder Alter. Hier 
kann am 12. Oktober jede*r mit 
Hilfsmitteln und Unterstüt-
zung teilnehmen. Rund um die 
Strecke wartet außerdem ein 
buntes Rahmenprogramm.

Auf www.inklusionslauf.de 
können sich Interessierte an-
melden, um selbst mitzuma-
chen. Es gibt 800 Startplätze 
für verschiedene Disziplinen. 
Dazu gehören Langstrecken 
von 1 bis zu 10 Kilometern und 
natürlich auch wieder viele in-
klusive Staffeln für jeweils vier 
Teilnehmende.  str / ele
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Max Ostermayer
(Friedrich-Ebert-Stiftung) 

Sara Holzmann 
(Bertelsmann Stiftung)

Matthias Miersch 
(MdB, SPD) 

„Ohne Investitionen wird Kli-
maschutz nicht funktionieren 
– man kann nicht alles über 
den Preis regulieren! (...)Sonst 
verlieren wir den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt.“

„Zentral ist, ob wir es organisiert 
bekommen, soziale Sicherheit zu 
geben, damit Menschen bereit 
sind, die Veränderungen mit uns 
anzugehen. Wir müssen stärker 
von den Bedarfen ausgehen.“

„Wir möchten das normale 
Fahren verteuern, damit Geld 
in die Kasse kommt und wir 
dann über das Klimageld dafür 
sorgen können, dass sich alle 
ein E-Fahrzeug leisten können.“

„Es gibt die Überzeugung, dass 
gut gemachte Klimaschutzpo-
litik ein Wohlstandsmotor sein 
kann, aber es fehlt das Vertrau-
en in die politisch Handeln-
den, dass das auch gelingt.“

„Wir müssen auch die Kom-
munikation verbessern. Vie-
le Menschen sind nicht gut 
informiert, was Klimapolitik 
betrifft, und auch aus diesem 
Grund ist Verunsicherung da.“

Andreas Audretsch 
(MdB, Bündnis 90 / Die Grünen) 

Thomas Heilmann 
(MdB, CDU) 

SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier im Plenum. 

Die Teilnehmenden im Saal wurden am Diskurs intensiv beteiligt 
und brachten sich mit kritischen Fragen und Standpunkten ein.

„Wir sind stolz darauf, dass wir 
es geschafft haben, viele Organi-
sationen, Denkerinnen und Den-
ker, Planerinnen und Planer zu-
sammenzukriegen, die uns ihre 
Gedanken und 
Ergebnisse mit-
teilen können“, 
stellte Thomas 
Losse-Müller, 
Geschäftsführer des Sozial-Kli-
marates, zu Veranstaltungsbe-
ginn fest.

„Dass der Blick auf die soziale 
Komponente wichtig ist, sehen 
wir in der Debatte um den Bun-
deshaushalt, in der Debatte um 
Steuereinsparungen, in der De-
batte, dass in einem Sozialstaat 
auch gespart werden soll und 
so manches, was in Sachen Kli-
maschutz auf den Weg gebracht 
werden soll, nun zu einer Neu-
überprüfung ansteht“, hatte zu-
vor Alfred Bornhalm, ehemaliger 
SoVD-Präsident, bei der Begrü-

ßung der Teilnehmenden fest-
gestellt. Mit dem Sozial-Klimarat 
sei die Möglichkeit gegeben, ge-
meinsam Positionen und Heran-
gehensweisen zu erörtern und 

dabei den Blick 
für die Men-
schen nicht zu 
verlieren.  

Den Auftakt 
für den Austausch bildeten zwei 
Studien der Bertelsmann Stif-
tung und der Friedrich-Ebert-
Stifung (FES) zur Akzeptanz von 
Klimaschutz. Projektmanagerin 
Sara Holzmann 
und Max Oster-
mayer, Referent 
für Klima, Ener-
gie und Umwelt 
(FES), trugen die Ergebnisse vor. 

Demnach gibt es zunächst ein 
großes Problembewusstsein: 76 
Prozent der Befragten denken, 
dass der Klimawandel auch heu-
te schon große Probleme verur-

sacht und nicht erst in 50 Jahren. 
70 Prozent sind der Auffassung, 
dass Klimaziele eingehalten 
werden müssen. Der Einsicht 
steht jedoch ein geringes Ver-
trauen in die Politik gegenüber: 
So sind nur 25 Prozent der Auf-
fassung, dass die Regierung der-
zeit einen klaren Plan für den 
Klimaschutz in Deutschland hat. 

Und während eine große 
Mehrheit von 70 Prozent der 
Energiewende und 55 Prozent 
der Verkehrswende zustimmen, 
haben viele Bürger*innen gleich-

zeitig negative 
Zukunftserwar-
tungen. Diese 
betreffen vor 
allem die Aus-

wirkungen der ökologischen 
Transformation auf Wohlstand, 
Wohnen, Lebenshaltung, Ar-
beitsplätze, gesellschaftlichen 
Zusammenhalt und soziale Ge-
rechtigkeit. 

Die Ergebnisse der Studien  er-
gänzte ein klimapolitisches La-
gebild auf Basis von „Personas“ 
– 16 anhand soziographischer 
Daten und Merkmale erstellter 
fiktiver Personen, die jeweils 
für die Teilhabemöglichkeiten 
bestimmter Bevölkerungsgrup-
pen an der  Klimapolitik stehen. 
Anhand dessen wurde anschlie-
ßend mit Vertreter*innen der 
Politik sowie in verschiedenen 

Einmal gesetzte Klimaziele müssen erreicht werden. Darüber besteht ein großes Einverständnis in 
Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Uneinigkeit gibt es jedoch beim „Wie“. Denn nicht alle klima-
politische Maßnahmen sind auch sozial gerecht. Vor allem deshalb, weil die Haushalte in Deutschland 
dafür sehr unterschiedliche Umsetzungsvoraussetzungen mitbringen. „Wie kann sozial gerechte Kli-
mapolitik organisiert werden?“, war vor diesem Hintergrund das Thema der zweiten Tagung des Sozial-
Klimarates. An der Veranstaltung in Berlin war der SoVD erneut aktiv beteiligt.  

Problembewusstsein, aber auch Zukunftsängste 
2. Tagung Sozial-Klimarat – Studien zeigen geringes Vertrauen in die Politik bei der Umsetzung von Klimaschutz

„Klimaschutz sollte nicht Privatangelegenheit sein. Der Staat muss 
ihn als Daseinsvorsorge verstehen und massiv investieren“, ist Tho-
mas Losse-Müller, Geschäftsführer des Sozial-Klimarates, überzeugt.

Talk mit (v. li.) Moderatorin Kirstin Becker, Thomas Heilmann (CDU), 
Matthias Miersch (SPD) und Andreas Audretsch (B 90 / Die Grünen).

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Workshops über den Tag verteilt 
diskutiert und gearbeitet. Fa-
zit: Klimapolitik kann nur dann 
erfolgreich sein, wenn ihre Ver-
teilungswirkungen und sozia-
len Folgen für die Bevölkerung 
akzeptabel sind – objektiv und 
subjektiv. Denn fest steht: Ohne 
gesellschaftlichen Rückhalt wird 
das Ziel, bis 2045 klimaneutral 
zu sein, nicht zu erreichen sein.
 Veronica Sina 

Mehrheit will Klimaziele 
einhalten – kein Zutrauen 
gegenüber der Regierung

Verteilungswirkungen von 
Klimaschutz müssen sozial 

gerechter werden 
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SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier traf sich 
im Mai mit Heike Heubach. Die-
se sitzt für die SPD im Bundes-
tag und ist die erste gehörlose 
Abgeordnete in der Geschich-
te des Parlaments. Sie zog im 
März 2024 als Nachrückerin für 
Uli Grötsch, der zum Polizeibe-
auftragten des Bundes ernannt 
wurde, in den Bundestag ein. 

Heubach ist Mitglied im Bun-
destagsausschuss für Wohnen, 
Stadtentwicklung, Bauwesen 
und Kommunen. Daher war die 
Wohnungspolitik ein wichtiges 
Gesprächsthema. 

Gespräch über
Wohnungsnot 
und Baupolitik

V. li.: Laura Herrmann (SoVD-Praktikantin), Stefanie Lausch (Büro-
leitung Michaela Engelmeier), Heike Heubach (SPD-Bundestagsab-
geordnete) und Michaela Engelmeier (SoVD-Vorstandsvorsitzende). 

Engelmeier unterstrich im 
Gespräch die schwierige Lage 
von Menschen mit niedrigen 
Einkommen auf dem Woh-
nungsmarkt und forderte mehr 
sozialen Wohnungsbau. Hier 
fehlten derzeit über 900.00 
Wohnungen. 

Der SoVD setzt sich in der 
Wohnungspolitk dafür ein, Miet-
steigerungen zu begrenzen, so-
zialen Wohnraum zu schaffen, 
Barrierefreiheit voranzutreiben, 
Wohnungslosigkeit zu bekämp-
fen sowie bei Bedürftigkeit 
Wohn- und Energiekosten zu 
übernehmen. 

Außerdem sprach Michaela 
Engelmeier mit Heike Heubach 
über Sozialräume und betonte, 
dass sowohl in der Stadt als 
auch auf dem Land die Daseins-
vorsorge sichergestellt und er-
reichbar sein müsse. 

SoVD im Gespräch

Demonstration gegen Barrieren
Der Aktionstag stand im Zeichen der UN-Behindertenrechtskonvention. Bei deren Umsetzung hat Deutschland weiterhin großen 

Nachholbedarf. Für den SoVD waren unter anderem die Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier, die Vorsitzende des Landesver-
bandes Berlin-Brandenburg, Ursula Engelen-Kefer, und der Bundesjugendvorsitzende Sebastian Freese bei der Demonstration dabei. 

Am 5. Mai zog anlässlich des 
jährlichen Europäischen Pro-
testtages zur Gleichstellung 
von Menschen mit Behinderung 
ein großer Demonstrationszug 
mit etwa 2.000 Teilnehmenden 
durch die Hauptstadt. Unter 
dem Motto „Selbstbestimmt 
leben ohne Barrieren“ forder-
ten viele Behindertenverbän-
de mehr Anstrengungen für 
Inklusion in allen Teilen der 
Gesellschaft sowie eine kon-
sequente Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention 
in Deutschland. 

Michaela Engelmeier: mehr
Tempo bei Inklusion

Auch der SoVD war gut sicht-
bar beim Protestzug dabei. Viele 
der Teilnehmenden waren mit 
Plakaten, Bannern und Wim-

peln ausgestattet. Der SoVD als 
einer der maßgeblichen Behin-
dertenverbände setzt sich auf 
vielen Ebenen für die Rechte 
von Menschen mit Behinde-
rungen ein und kritisiert die 
schleppende Umsetzung der 
Behindertenrechtskonvention. 

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
stellte anlässlich des Protest-
tages fest: „Leider sind wir in 
Deutschland auch 15 Jahre 
nach Inkrafttreten der UN-Be-
hindertenrechtskonvention und 
zahlreichen nationalen Geset-
zesinitiativen noch meilenweit 
von einer inklusiven und bar-
rierefreien Gesellschaft ent-
fernt. Nachholbedarf besteht 
insbesondere in den Bereichen 
Gesundheit, Wohnen, Bildung, 
Arbeit und Mobilität. Hier muss 

endlich mehr Tempo gemacht 
werden, um den Rückstand 
Deutschlands zu überwinden. 
Dieses Ziel dürfen wir auch in 
Zeiten der Krise nicht vernach-
lässigen.“

Engelen-Kefer fordert 
barrierefreies Bauen

Ursula Engelen-Kefer, die 
Vorsitzende des SoVD Berlin-
Brandenburg, beteiligte sich bei 
der Kundgebung vor dem Roten 
Rathaus an einer Podiumsdis-
kussion. Der Landesverband 
präsentierte sich außerdem mit 
einem Informationsstand. 

Engelen-Kefer forderte in ei-
nem Statement zum Protesttag 
unter anderem mehr Wohn-
raum für Menschen mit Be-
hinderungen. „Barrierefreiheit 
ist für die eigenständige Wahl 

beim Wohnen ein unverzicht-
bares Recht – gerade auch für 
Menschen mit Behinderungen. 
Dies muss bereits bei der Pla-
nung von Bauprojekten berück-
sichtigt werden. Und Menschen 
dürfen nicht mit den Kosten für 
den Ein- und Rückbau der Barri-
erefreiheit in ihren Wohnungen 
belastet werden. Erforderlich 
ist Barrierefreiheit auch für die 
tägliche Versorgung, im Ge-
sundheitswesen sowie in Kul-
tur, Sport und Freizeit.“

Inklusion ist ebenfalls ein 
besonderes Anliegen der SoVD-
Jugend. Daher nahmen auch 
der Bundesjugendvorsitzende 
Sebastian Freese und weitere 
Mitglieder der SoVD-Jugend 
am Europäischen Protesttag in 
Berlin teil. 

 Sebastian Triesch

SoVD beim Europäischen Protesttag zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung

Auswertung von Daten der TK

Wichtig für Erhalt der Rente

Leichter Anstieg zu verzeichnen

Pflegekräfte
häufig krank

Neue Adresse
mitteilen  

Altersarmut
ist gewachsen

Krankheitsbedingte Ausfälle 
von Pflegekräften in Heimen 
und Kliniken haben einer ak-
tuellen Untersuchung zufolge 
zugenommen. Wie die Techni-
ker Krankenkasse (TK) auf Basis 
eigener Versichertendaten er-
mittelte, waren die dort tätigen 
Pflegekräfte 2023 im Schnitt 
29,8 Tage krankgeschrieben. 
2022 waren es noch 28,8 Tage 
und 2021 noch 23,3 Tage ge-
wesen. 

Besonders angespannt ist die 
Lage demnach mit 34,2 Krank-
heitstagen in der Altenpflege. 
Den Zahlen zugrunde liegen die 
Daten von 5,7 Millionen versi-
cherten Erwerbstätigen aus al-
len Berufen. veo / dpa

Für den Rentenbezug muss 
dem Rentenversicherungsträger 
die aktuelle Adresse vorliegen. 
Rentenempfänger*innen soll-
ten deshalb nach einem Umzug 
– egal, ob im Inland oder ins 
Ausland – umgehend eine Än-
derungsmitteilung vornehmen. 

Andernfalls können die Zah-
lungen vorläufig ausgesetzt 
werden. Weil der Rentenservice 
der Deutschen Post die Ren-
tenzahlungen überweist, sind 
etwaige Adressänderungen 
dort zu hinterlegen. Besonders 
bequem geht das online unter 
www.rentenservice.de. Von dort 
wird man direkt auf die Über-
sichtsseite der Post weiterge-
leitet. veo

Kurz  
berichtet

Die Zahl der Menschen, die 
jenseits der 65 mit sehr wenig 
Geld ihren Lebensunterhalt be-
streiten müssen, ist nach Daten 
des Statistischen Bundesamtes 
2023 leicht angestiegen. 

Demnach waren 18,1 Prozent 
der Menschen dieser Alters-
gruppe armutsgefährdet. Das 
sind 0,6 Prozent mehr als noch 
im Jahr zuvor. Bei den Frauen 
ab 65 waren es mit einem Zu-
wachs von 0,8 Prozentpunkten 
sogar 20,2 Prozent. Die Zahlen 
stammen aus dem Mikrozensus 
2023.  veo / dpa

Der SoVD-Bundesjugendvorsitzende Sebastian Freese mit Alexan-
der Menzel und Charlotte Ruppin aus dem Bundesjugendvorstand. 

Ursula Engelen-Kefer sprach bei einer Podiumsdiskussion über 
fehlende Barrierefreiheit in vielen Lebensbereichen. 

Fotos: Wolfgang Borrs
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3 Übernachtungen inkl. HP 

ab 260,00 € pro Person *

   

Kurz mal weg an die Nordsee
  1 x Begrüßungscocktail am ersten Abend
  2 x Kaffeegedeck mit 1 Pott Kaffee & 1 Stück Kuchen
  3 x Abendessen im Rahmen der HP
  3 x reichhaltiges Langschläfer-Frühstück vom Buffet

Jetzt Urlaub in Büsum anfragen unter Telefon 04834 - 95250 oder  
auf unserer Internetseite www.erholungszentrum-buesum.de

*  Angebotspreis: ab 260,00 € pro Person für SoVD-Mitglieder – im Haus Nordsee oder Haus Andrea, zzgl. Kurtaxe der Gemeinde Büsum.
Buchbarer Zeitraum: 01.04.2024 bis 01.10.2024 nach Verfügbarkeit.

Günstig Urlaub im Erholungszentrum Büsum

Ein Bündnis aus Gewerkschaften und Wohlfahrtsverbänden zog 
an der Förde entlang und überbrachte Ministerpräsident Daniel 
Günther (CDU) einen umfassenden Forderungskatalog. Die Wut der 
Protestierenden brachte der Landesvorsitzende des SoVD Schles-
wig-Holstein auf den Punkt. Alfred Bornhalm sagte, der Staat ziehe 
sich immer mehr aus der Verantwortung, wenn es um die soziale 
Infrastruktur gehe. Es herrsche überall Personalmangel, weil die 
soziale Arbeit einfach nicht ausreichend finanziert werde.

Demonstration für 
soziale Gerechtigkeit

Mehr als 3.000 Menschen demonstrierten am 22. Mai in Kiel 
gegen die aktuelle Entwicklung des Sozialstaates. Ebenfalls vor 
Ort waren Mitglieder des SoVD Schleswig-Holstein.

Schleswig-Holstein

Vor allem Frauen im erwerbstätigen Alter können die Pflege von 
Angehörigen nicht mit einem eigenen Job vereinbaren.

Foto: sergign / Adobe Stock

Pflege und Beruf kaum vereinbar
Wer sich um Angehörige kümmert, leistet für Tätigkeiten wie Körperpflege, Ernährung oder Hilfe 

in der Nacht im Durchschnitt 49 Stunden wöchentlich. Für eine Erwerbstätigkeit bleibt da in vielen 
Fällen schlicht keine Zeit mehr übrig. Zu diesem Ergebnis kam jetzt eine Forsa-Umfrage für das 
Wissenschaftliche Institut der AOK (WIdO).

Körperlich wie auch psychisch 
stehen pflegende Angehörige 
unter einer hohen Belastung. 
Dass sich dies auch zeitlich 
bemerkbar macht, verwundert 
kaum: Nicht einmal jede zweite 
sogenannte Hauptpflegeperson 
im erwerbsfähigen Alter (46 
Prozent) übt zusätzlich noch 
eine Tätigkeit in Vollzeit aus. 

Und auch von denen in Teilzeit 
gab bei einer Befragung durch 
das Institut Forsa rund die Hälf-
te an, den Broterwerb notge-
drungen reduziert zu haben. 

Auch die für die häusliche 
Pflege benötigte Zeit hat zu-
genommen. Gaben die Betrof-
fenen bei einer Vorgängerbe-
fragung vor vier Jahren noch 

an, dass sie pro Woche rund 
43 Stunden mit pflegerischen 
Aufgaben beschäftigt seien, lag 
diese Zahl nun bereits bei 49 
Wochenstunden. 

Besorgniserregend ist aber 
vor allem, dass jede*r vierte 
Befragte angab, hoch belastet 
zu sein und die Pflegesituati-
on „eigentlich gar nicht mehr“ 
oder „nur unter Schwierigkei-
ten“ bewältigen zu können. Am 
stärksten betroffen sind Haus-
halte, in denen Menschen mit 
Demenzerkrankung oder mit 
einem Pflegegrad ab 3 leben.

Ernüchterung brachte die 
Umfrage auch hinsichtlich der 
Entlastungsangebote für eine 
bessere Vereinbarkeit von Be-
ruf und Pflege. Die Mehrheit der 
Befragten kennt diese Angebo-
te zwar, hat sie aber bislang 
kaum in Anspruch genommen. 
So haben beispielsweise nur 
drei Prozent von der Möglich-
keit Gebrauch gemacht, sich bis 
zu sechs Monate vollständig 
oder teilweise von der Arbeit 
freistellen zu lassen. jos / AOK

Forsa-Umfrage zeigt, dass Angehörige Erwerbsarbeit oftmals aufgeben müssen

Auch schlechtes Wetter konnte diesen Protest nicht verhindern.
Foto: Holger Bopp

Anzeige
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„Pflege darf kein Glücksspiel sein!“
Im Rahmen seiner Kampagne „Für mehr Miteinander“ führte der SoVD in Niedersachsen im April und Mai bereits zahlreiche Aktionen zum Thema Pflege in ganz Nie-

dersachsen durch. Anliegen des Verbands war es dabei, Interessierte auf die Probleme in der Pflege aufmerksam zu machen und ihnen mit hilfreichen Informationen 
zur Seite zu stehen. Denn wer pflegebedürftig wird oder als Angehörige*r mit einer Pflegesituation konfrontiert wird, ist häufig überfordert und braucht Unterstützung.

Foto: Dr. Heinrich Schepers

Der SoVD-Kreisverband Emsland nutzte den gemeinsamen Aktionstag mit Pro Vitus und Vituswerk 
Meppen anlässlich des „Europäischen Protesttags für Menschen mit Behinderungen“, um auf die 
SoVD-Kampagne und die Herausforderungen in der Pflege aufmerksam zu machen.

Niedersachsen

Foto: Hilmar Reinke

SoVD-Aktive der Ortsverbände Buxtehude und Apensen führten 
bei ihrer Pflege-Aktion in Buxtehude Gespräche mit Betroffenen 
und sensibilisierten mit Umfrage und Glücksrad für das Thema.

Foto: SoVD Osnabrück

Auch bei der Aktion des SoVD in Osnabrück waren das Interesse 
und die Beteiligung der Menschen groß. Mit dem Glücksrad konnte 
man sich spielerisch an Pflege-Themen herantasten.

Foto: Ralf Krebs 

Das Team des Ortsverbands Wettbergen-Ricklingen veranstaltete 
einen Aktionsnachmittag mit Glücksrad und Umfrage und organi-
sierte zusätzlich einen Fachvortrag zum Thema Pflege.

Foto: SoVD Stederdorf

Das Vorstandsteam des Ortsverbands Stederdorf führte beim Mai-
baumfest eine Aktion mit Info-Stand durch. Dank Glücksrad gab es 
viel Austausch zum Thema Pflege bei Groß und Klein.

NDS

Foto: Martin Ehresmann 

Engagierte des SoVD Buchholz-
Bothfeld beim Frühlingsfest auf 
dem Sahlkampmarkt.

Foto: Carsten Schlotmann 

Einige der Engagierten bei der 
Kampagnen-Aktion des SoVD-
Kreisverbands Diepholz im Mai.

Foto: Frank Uhlenhaut 

Der Kreisverband Osterode und die Ortsverbände Bad Lauterberg, 
Wieda-Bad Sachsa, Bad Grund und Osterhagen thematisierten 
beim Frühlingshappening in Bad Lauterberg die Pflegesituation. 

Insgesamt rund 50 Aktionen 
zur Pflege – unter anderem in 
den Landkreisen Hannover, Ems-
land, Diepholz, Cuxhaven, Os-
terode, Osnabrück und Schaum-
burg – standen von April bis 
Juni auf dem Programm. Einige 
Vorstandsteams nutzten Veran-
staltungen rund um den 1. Mai, 
um sich als SoVD und die Kam-
pagne „Für mehr Miteinander“ 
der Öffentlichkeit vorzustellen. 
Andere waren mit Info-Ständen 
auf Wochenmärkten präsent 

oder fanden weitere Anlässe, das 
Thema sichtbar zu machen. Teil 
ihrer Aktionen war eine Umfra-
ge unter den Besucher*innen zu 
verschiedenen Pflege-Themen. 
Unter dem Slogan „Pflege darf 
kein Glücksspiel sein!“ machten 
die Engagierten auf die prekäre 
Lage im Pflegesektor aufmerk-
sam. Mit einem Glücksrad konn-
te das Wissen rund um Pflege 
getestet werden. Damit wurde 
zugleich auf verschiedene Pro-
bleme aufmerksam gemacht, 

vor denen Pflegebedürftige so-
wie deren Angehörige häufig 
stehen. Mit der SoVD-Broschüre 
„Plötzlich pflegebedürftig: Das 
müssen Sie jetzt wissen“ gab 
es konkrete Hilfestellungen für 
Ratsuchende. Die ehrenamtlich 
Engagierten standen zudem für 
Fragen zur Verfügung und konn-
ten viele Einzelgespräche mit 
Betroffenen führen.

Die SoVD-Ehrenamtlichen 
freuten sich über das große 
Interesse der Besucher*innen 

und den Austausch mit ihnen. 
Die Resonanz war laut der En-
gagierten durchweg sehr gut. 
Auch berichteten diese von 
sehr positiven Rückmeldun-
gen, die sie zum Engagement 
des SoVD allgemein erhalten 
hatten. Über den Beitritt neuer 
Mitglieder konnten sich einige 
SoVD-Orts- und -Kreisverbände 
zusätzlich freuen. Durch die Ak-
tionen fühlten sich zudem viele 
Aktive darin bestärkt, als SoVD 
in die Öffentlichkeit zu gehen 

und den Menschen als kompe-
tente Gesprächspartner*innen 
zur Seite zu stehen. Einige der 
Orts- und Kreisverbände kün-
digten an, das Thema Pflege 
vertiefen zu wollen bezie-
hungsweise in den kommenden 
Wochen weitere Aktionen zum 
Thema durchzuführen.

Informationen zur SoVD-
Kampagne und zukünftige Ver-
anstaltungstermine und -orte 
sind unter www.fuer-mehr-
miteinander.de abrufbar.
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Anzeige

Kinder sind beim Unterhalt – 
und somit bei Heimkosten – seit 
2020 durch das Angehörigen-
Entlastungsgesetz meist „raus“: 
Für ihre bedürftigen Eltern müs-
sen sie nur zahlen, wenn sie über 
100.000 Euro brutto im Jahr ver-
dienen. (Entferntere Verwand-
te sind gar nicht verpflichtet.) 
Diese Grenze gilt aber nicht für 
Partnerschaften. Und dazu zäh-
len nicht nur Ehen, sondern auch 
eheähnliche Gemeinschaften. 

Für Paare ist der Umzug oh-
nehin schon ein Einschnitt. Was 
die Kosten angeht, rät die Zeit-

schrift „Finanztest“: Schrumpft 
das Vermögen auf 10.000 Euro 
pro Person, zu zweit also 20.000 
Euro, sollte der*die Pflegebe-
dürftige Sozialhilfe beantragen. 
Bevor das Amt leistet, prüft es 
neben dem Vermögen aber auch 
die gemeinsamen Einkünfte.

Die Person, die zu Hause woh-
nen bleibt, soll nicht selbst zum 
Sozialfall werden. Darum bleibt 
ihr vom Paareinkommen ein 
„Garantiebetrag“ zum Leben: in 
der Regel der Sozialhilfesatz 
Stufe 1, aktuell 563 Euro, plus 
Miete. Oft schlage das Sozial-

amt laut „Finanztest“ noch einen 
kleinen Puffer auf. Das Paarein-
kommen minus dem Garantie-
betrag ergibt dann die Summe, 
mit der sich der*die Partner*in 
an den Kosten beteiligen muss. 
Der Betrag wird noch bereinigt, 
abziehbar sind etwa Posten wie 
wichtige Versicherungen. 

Lebt der*die Partner*in in ei-
ner eigenen Immobilie, muss 
sie meist nicht verkauft werden, 
sondern ist Schonvermögen – 
falls die Behörde die Größe des 
Hauses oder der Wohnung „an-
gemessen“ findet. ele / dpa

Ist jemand pflegebedürftig, kann die Betreuung zu Hause irgendwann unmöglich werden. Doch ein 
Heimplatz ist teuer. Die Eigenanteile steigen seit Jahren: Im Durchschnitt liegen sie derzeit bei rund 
2.800 Euro monatlich, je nach Bundesland sogar noch höher. Dafür reichen oft die eigene Rente oder 
Pension sowie Erspartes nicht. Dann muss, wenn vorhanden, in vielen Fällen der*die Partner*in zahlen.

Wie teuer wird der Umzug ins Pflegeheim?
In einer Partnerschaft stehen Menschen füreinander ein – das gilt auch in finanzieller Hinsicht

Ehe- oder Lebenspartner*innen haften gegenseitig für den Eigenan-
teil, der bei stationärer Pflege anfällt. Einen Antrag auf Sozialhilfe 
sollten Betroffene rechtzeitig stellen. SoVD-Mitglieder können sich 
bei Fragen zudem an die Beratungsstellen des Verbandes wenden.

Foto: mavoimages / Adobe Stock
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Beim Ausbrüten der Eier haben die angehenden Vogeleltern einen leckeren Regenwurm entdeckt 
und für diesen kleinen Imbiss ihren Posten verlassen. Nun aber schnell zurück! Doch welcher Weg führt 
welchen Piepmatz zurück zum Gelege?

Rolands Rätselecke

Welcher Vogel kommt ins Nest?

Erinnerung an Euthanasie
Im Nationalsozialismus galten Menschen mit Behinderungen oder psychischen Erkrankungen als 

„lebensunwert“. Sie wurden damals erst in sogenannte NS-Zwischenanstalten gebracht und später 
ermordet. Heute sind in diesen Gebäuden oftmals Krankenhäuser oder Pflegeeinrichtungen unter-
gebracht. An die traurige Geschichte der Orte und an die dort verübten Verbrechen erinnerten jetzt 
Schüler*innen eines Hamburger Gymnasiums mit einem Kunstprojekt.

Die Ermordung von Menschen 
mit körperlichen oder geistigen 
Behinderungen zur Zeit des Na-
tionalsozialismus bezeichneten 
die Nazis als „Euthanasie“. Die-
ser Begriff entstand aus den alt-
griechischen Wörtern „eu“ („gut“) 
und „thanatos“ („Tod“). War damit 
ursprünglich ein „Sterben ohne 
Schmerzen“ gemeint, hat diese 
Bedeutung mit den Morden der 
Nazis nichts mehr zu tun.

Mit Omnibussen brachte man 
damals Menschen aus Psychia-
trien und anderen Heileinrich-
tungen vor ihrer Ermordung 
zunächst in Zwischenanstalten. 
In einem der früheren Anstalts-
gebäude in Neuruppin befindet 
sich heute ein Universitätskli-
nikum. An die Geschichte des 
Hauses und an die Verbrechen 
der Nationalsozialisten erinnert 
allerdings kaum noch etwas. 
Das wollten Schüler*innen der 
elften Klasse eines Gymnasiums 
aus Hamburg-Altona ändern.

Sie beteiligten sich an dem Pro-
jekt „NS-Euthanasie erinnern – 
inklusive Gesellschaft gestalten“. 
Gemeinsam mit Künstler*innen 
erstellten sie mithilfe Künstli-

cher Intelligenz (KI) Bilder, die es 
so aussehen lassen, als würden 
Geister durch die leeren Hallen 
wandeln. Die 16 bis 18 Jahre al-
ten Jugendlichen verarbeiteten 
ihre Eindrücke zudem in Form 
von Skulpturen, Fassadenmale-
rei oder Installationen im öffent-
lichen Raum.

Sonja Begalke von der Stif-
tung Erinnerung, Verantwor-

tung und Zukunft (EVZ), die das 
Projekt förderte, findet es wich-
tig, sich mit der Vergangenheit 
und den Euthanasie-Morden zu 
beschäftigen. Denn, so erklärt 
Begalke, die Ideologie aus der 
Zeit des Nationalsozialismus 
wirke bis heute fort und sei 
maßgeblich dafür verantwort-
lich, dass es weiterhin Behin-
dertenfeindlichkeit gebe.

Das „Denkmal der Grauen Busse“ erinnert an die Euthanasie-Opfer 
im Nationalsozialismus, die mit derartigen Omnibussen abgeholt 
wurden, um sie danach zu ermorden.

Foto: Andreas Praefckel / Wiki Commons

Grafik: Bob Klissourski / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll engagiert

Hier herrscht zwar eine ausgelassene Stimmung. Doch die Suche 
der sieben Fehler, die auf dem unteren Bild versteckt sind, ist kein 
Kinderspiel. Die Auflösung findest du auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Von wegen Kinderspiel

Grafik: yusufdemirci / Adobe Stock

Tipp für Kinder

Du fehlst so, Hase!
Schildkröte Cleo und Hase Leo sind unzertrennlich. Obwohl sie 

sehr unterschiedlich sind, halten sie immer zusammen und helfen 
sich gegenseitig. Doch eines Tages ist Leo plötzlich verschwunden 
und lässt nur ein Loch zurück. Bär Otto rät dem Schildkrötenkind, 

die Leere mit Erinnerungen 
zu füllen. Und so denkt Cleo 
an all die schönen Erlebnis-
se zurück, die sie mit ihrem 
weltbesten Freund Leo hat-
te, an all das Lachen und an 
die wunderbaren Abenteuer, 
die sie gemeinsam erlebt 
haben.

Mit schönen Illustrationen 
bringt die herzerwärmende 
Geschichte Kindern ab vier 
Jahren die Themen Freund-
schaft und Verlust nahe und 
spendet Trost. 

John Dougherty und Thomas Docherty: Du fehlst so, Hase! Penguin 
Junior, 40 Seiten, ab vier Jahren, ISBN: 978-3-328-30271-1, 15 Euro. 

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann löse schnell 
die Aufgabe in „Rolands Rätselecke“ auf dieser Seite! Den Namen 
des Vogels, der es ins Nest schafft, schickst du dann mit dem Betreff 
„Du fehlst so, Hase!“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de 
oder aber per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Nael

EmmiTheo

Rosa
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Er sei oft gescheitert, sagt Michael Groß. Doch wer alle seine Ziele 
erreiche, so seine Überzeugung, der stelle sich zu leichte Aufgaben.

Flugverbot für den Albatros
Als Schwimmer gewann er insgesamt dreimal Gold bei Olympischen Spielen und wurde fünfmal 

Weltmeister. Doch mit seinem ersten Berufswunsch war er zuvor gescheitert: Ein Verkehrspilot mit 
2,01 Metern Körpergröße passt nicht ins Cockpit. Am 17. Juni wird Michael Groß 60 Jahre alt.

Den Spitzname „Albatros“ ver-
dankt Michael Groß seiner enor-
men Armspannweite. Diese half 
ihm dabei, neben diversen Titel-
gewinnen unter anderem auch 
zwölf Weltrekorde aufzustellen. 
Auf diesen Lorbeeren wollte 
sich der Ausnahmesportler aber 
nicht ausruhen.

Nach seinem Studium promo-
vierte Groß in Philologie und 
unterrichtet als Honorarpro-
fessor an der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität in Frankfurt 
am Main. Zudem ist er als Un-
ternehmensberater tätig und 
schrieb mehrere Sachbücher.

Wegen seiner Größe konnte Spitzenschwimmer Michael Groß nicht Pilot werden

Foto: Kirsten Nijhof / picture alliance

Im ZDF moderiert sie gleichermaßen informativ wie unterhaltsam das „Morgenmagazin“ und das 
„heute-journal“. Als Botschafterin der Initiative „Respekt! Kein Platz für Rassismus“ wirbt sie für ein 
respektvolles Verhalten gegenüber anderen. Am 6. Juni wird die Journalistin Dunja Hayali 50 Jahre alt.

Ungeachtet aller Konventionen
Die italienische Rocksängerin („Bello e impossibile“) kümmerte sich nie darum, was andere über 

sie denken. Sie setzte sich für Frauenrechte ein, demonstrierte gegen Atomversuche und wurde 2010 
erstmals Mutter einer Tochter. Am 14. Juni feiert Gianna Nannini ihren 70. Geburtstag.

Schon früh begann Gianna 
Nannini zu rebellieren. Weil sie 
die Konditoreien ihrer Eltern 
nicht übernehmen wollte, „floh“ 
die junge Frau nach Mailand. 
Dort sang sie in verschiedenen 
Bars und bekam ihren ersten 
Plattenvertrag. 

Die Rockmusikerin mit der 
markanten Reibeisenstimme 
tritt bis heute vehement für 
ihre Überzeugungen ein. Die-
sen Drang zur Unabhängigkeit, 
so Nannini, beobachte sie auch 
bei ihrer Tochter. Mit der knapp 
14-Jährigen müsse sie oft über 
die kleinsten Dinge diskutieren.

Ihre Unabhängigkeit stand für Sängerin Gianna Nannini stets an erster Stelle

An die Rente denkt sie noch lange nicht: Italiens Rockstar Gianna 
Nannini geht demnächst mit einem neuen Album auf Tournee.

Foto: Elena Vizzoca / ZUMAPRESS.com / picture alliance

Mit Dunja Hayali können Zuschauer*innen locker in den Tag starten 
oder am Abend die Nachrichten aus aller Welt verfolgen.

Haltung zeigen – für Toleranz

Geboren und aufgewachsen 
im Ruhrgebiet, begann Dunja 
Hayali ihre Karriere zunächst als 
Sportberichterstatterin. Später 
folgten Nachrichtensendungen 
und Talkmagazine. 

Die Moderatorin engagiert 
sich für ein friedliches Mitein-
ander, wehrt sich aber ebenso 
vehement gegen Hass und Be-
leidigungen. Als Hayali 2016 
die Goldene Kamera erhielt, be-
kannte sie sich zur Vielfalt von 
Meinungen. Wer sich allerdings 
rassistisch äußere, so die Fern-
sehjournalistin unter großem 
Applaus, der sei ein Rassist.

Dunja Hayali engagiert sich gegen Hass und für eine offene Gesellschaft

Foto: Hannes P Albert / picture alliance

Foto: Igor Link / Adobe Stock

Denksport

Am 14. Juni beginnt die UEFA-Fußball-Europameisterschaft der 
Männer. Gastgeberland der EURO 2024 ist dieses Mal Deutschland. 
Zu den teilnehmenden Nationen gehören unter anderem auch die 
zehn oben aufgeführten Länder. Können Sie diese den jeweils ab-
gebildeten Flaggen zuordnen? 

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18.

Der Ball ist rund

Nebel über Rønne
Über dem Flughafen von Rønne herrscht dichter Nebel, als dort 

am Abend eine kleine Privatmaschine landet. Das Flugzeug rollt 
aus und stoppt am Ende der Landebahn. Die Türen bleiben ver-
schlossen. Als niemand an Bord auf die Funksprüche des Towers 
reagiert, macht die Flughafensicherheit eine ebenso furchtbare 
wie verstörende Entdeckung: 
Alle drei Insassen sind tot.

Lennart Ipsen von der Born-
holmer Kriminalpolizei steht 
angesichts dieses überaus raffi-
nierten Mordanschlages vor ei-
nem Rätsel. Was genau hat sich 
in dem Flugzeug abgespielt? 
Ipsen setzt alles daran, heraus-
zufinden, wer den Frieden auf 
der beschaulichen dänischen 
Urlaubsinsel auf so brutale Art 
und Weise gestört hat.

Michael Kobr: Nebel über Rønne. 
Goldmann, 416 Seiten, ISBN: 978-
3-442-31690-8, 24 Euro. 

Wenn Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen möch-
ten, dann schreiben Sie mit dem Betreff „Nebel über Rønne“ entwe-
der per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen 
Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Buchtipp

Albanien

Kroatien

Polen

Serbien

Slowenien

Georgien

Österreich

Rumänien

Slowakei

Tschechien

1 2

3 4

5 6

7 8

9 10
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

207

6 4
4 2 6 8

9 2 5
1 8 4 7 6 3

6 8 4
7 4 3 6 5 1
2 3 1
6 4 1 7

4 3

8 1 4
1 3 5 9
6 1 4

5 8 9
3 2 8

7 4 3
1 7 2
4 9 1 3

8 7 6

8 1 4 2 7 9 3 6 5
5 9 7 6 4 3 2 1 8
6 2 3 5 8 1 9 7 4
7 8 2 3 5 4 1 9 6
1 5 9 7 6 8 4 3 2
3 4 6 9 1 2 8 5 7
4 6 8 1 9 7 5 2 3
9 3 5 8 2 6 7 4 1
2 7 1 4 3 5 6 8 9

1 6 4 2 3 5 7 8 9
9 2 5 7 6 8 4 1 3
8 3 7 4 1 9 6 2 5
3 7 2 1 9 4 8 5 6
4 8 9 6 5 2 1 3 7
5 1 6 3 8 7 2 9 4
7 5 3 8 4 1 9 6 2
2 9 1 5 7 6 3 4 8
6 4 8 9 2 3 5 7 1

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.

Das Ende der Butterfahrten
Zeitmaschine

Ihren Namen verdankten die 
Butterfahrten dem damals ins-
besondere in Dänemark billigen 
tierischen Streichfett. Wer ein 
Schnäppchen machen wollte, 
stach von Flensburg oder Tra-
vemünde aus in See und kam 
nach dem Kurzausflug glücklich 
mit vollen Taschen zurück. Dann 
jedoch nahm die EU den Reisen-
den quasi die Butter vom Brot.

Bereits 1981 war der Europäi-
sche Gerichtshof zu dem Schluss 
gekommen, dass die Abgaben-
freiheit auf „Butterschiffen“ nicht 
mit EU-Recht vereinbar sei. Das 
endgültige Verbot des zollfreien 
Einkaufens folgte allerdings erst 
18 Jahre später.

Nicht allein die Butterfahrten waren in der „guten, alten Zeit“ noch 
erlaubt – auch Plastiktüten waren eine Selbstverständlichkeit.

Foto: Meyer / picture-alliance

Nach dem Krieg stand „Butterfahrt“ für den zollfreien Einkauf von Zigaretten, Butter oder Schnaps. 
Doch bei den günstigen oder kostenlosen Ausflügen ging es ebenso um Geselligkeit. Vor 25 Jahren war 
damit Schluss. Ab dem 30. Juni 1999 waren die abgabenfreien Shoppingtouren verboten.

Des Rätsels Lösung
Knackst du den 
Monster-Code?
(Ausgabe Mai, Seite 16)

Das gesuchte Lösungswort 
lautete Erdbeereis.

Der Ball ist rund
(Denksport, Seite 17)

Konnten Sie die teilweise 
doch recht ähnlichen Flaggen 
der EM-Länder zuordnen? Hier 
die Auflösung:

1. Polen, 
2. Slowenien,

Als Norman Joseph Woodland 
eines Tages Linien in den Sand 
zeichnete, erinnerten diesen 
den früheren Pfadfinder an das 
Morsealphabet. Aus dieser Idee 
entwickelte der US-Amerika-
ner später mit dem Ingenieur 
Bernhard Silver eine Varian-
te mit unterschiedlich dicken 
Strichen. Für diesen Barcode 
erhielten sie bereits 1952 das 
Patent. Doch erst über 20 Jahre 
später war ihre Erfindung dann 
alltagstauglich: Der erste per 
Strichcode bezahlte Wrigley‘s-
Kaugummi ist noch heute im 
Washingtoner National Muse-
um of American History zu be-
wundern.

Begleitet dieses Geräusch heute jeden Einkauf, war das Piepsen an 
einer Kasse vor 50 Jahren noch etwas Besonderes.

Mit Kaugummi zur Revolution
Preisschilder auf Waren wurden ab dem 26. Juni 1974 zunehmend überflüssig. An diesem Tag vor 

50 Jahren wurde an einer amerikanischen Supermarktkasse erstmals ein Barcode ausgelesen. Die 
Striche, die den Handel revolutionierten, befanden sich auf einer Packung Kaugummi.

Hätten Sieʼs gewusst?

Foto: Jürgen Fälchle / Adobe Stock

3. Tschechien,
4. Rumänien, 
5. Albanien, 
6. Österreich,
7. Kroatien, 
8. Serbien, 
9. Georgien, 
10. Slowakei. 

Von wegen 
Kinderspiel
(Fehlersuche,
Seite 16)

Siehe rechts.

Buchtipp

Über Geld 
spricht man doch!

Um im späteren Leben nicht mit den Finanzen auf Kriegsfuß 
zu stehen, sollten bereits Kinder lernen, wie man mit Geld um-
geht. Dieses Wissen vermitteln ihnen oftmals Eltern und Groß-

eltern. Dabei sollte es nicht allein 
darum gehen, das Geld für spätere 
Ausgaben „auf die hohe Kante“ zu 
legen, sondern es auch möglichst 
sinnvoll zu investieren. 

Mithilfe dieses Ratgebers kön-
nen Familien eventuelle Berüh-
rungsängste abbauen und sich 
dem Thema Finanzen mit Spaß 
nähern. Die Anschaffung dieses 
Buches zahlt sich aus. Denn es 
liefert praktische Tipps und Ide-
en zum Umgang mit Geld – vom 
ersten Taschengeld über die Spar-
dose bis hin zu Geschenken und 
Geldanlagen.

Claudia Müller, Isabel Sorg: Über Geld spricht man doch! Kösel, 256 
Seiten, ISBN: 978-3-466-31217-7, 20 Euro.

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Über Geld spricht man doch!“ entweder per 
E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stich-
wort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 
Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Juni.
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Juni einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!

SoVD – Soziales im Blick erscheint 

jeweils zum Monatsanfang (11 Ausga-

ben / Jahr). Herausgeber ist der Sozialver-

band Deutschland e. V., Stralauer Straße 

63, 10179 Berlin, Tel.: 030 / 72 62 22 - 0, 

E-Mail: redaktion@sovd.de.

Redaktion: Veronica Sina (veo / ver-

antw.), Joachim Schöne (jos), Eva Le-

benheim (ele), Sebastian Triesch (str), 

Brigitte Grahl (bg), Denny Brückner 

(Bildbearbeitung), Nancy Gühne (Re-

daktionsassistenz). Für Anzeigen und 

Werbebeilagen ist die Zeitung ledig-

lich Werbeträger; eine Empfehlung 

des SoVD für Produkte oder Dienst-

leistungen ist damit nicht verbunden. 

Der Bezug von „Soziales im Blick“ ist 

im SoVD-Mitgliedsbeitrag enthalten.

Datenschutz: Der Schutz perso-

nenbezogener Daten hat beim Sozi-

alverband Deutschland e. V. oberste 

Priorität. Informationen zum Thema 

Datenschutz finden Sie unter www.

sovd.de/kontakt/datenschutz.

Anzeigenverwaltung: Agentur Neun 

GmbH, Pforzheimer Straße 132, 76275 

Ettlingen, Telefon: 07243 / 53 90 120, 

Mobil: 0179 / 61 04 719, E-Mail: sovd@

agenturneun.de.

Druck und Verlag: Zeitungsdruck 

Dierichs GmbH & Co. KG, Wilhelmine-

Reichard-Straße 1, 34123 Kassel.

Auflage: Die verbreitete Auflage 

betrug im 1. Quartal 2024 insgesamt 

379.416 Exemplare. 

Die digitale Auflage  

(E-Paper) beträgt aktuell 

47.860 Exemplare. 

Impressum

Mit spitzer Feder

Ermitt-
lung v.
Maßen

sauber poetisch:
Frühling

franz.:
nach Art
von (2
Wörter)

Garten-
frucht

Weg-
nahme

Berg-
kamm-
linie

gebän-
derter
Edel-
stein

Initialen
Haupt-
manns
† 1946

altröm.
Staats-
mann,
Feldherr

Sprech-
stil

Ama-
teurin

Tourist,
Reisen-
der

früherer
türki-
scher
Titel

Segel-
stange

das Un-
sterb-
liche

dauern-
des Essen
von Sü-
ßigkeiten

best.
Farbton

Turm
der Mo-
schee

Ordens-
geist-
licher

Republik
und Volk
in
Europa

persönl.
Fürwort/
2. Person,
3. Fall

Winter-
sport-
gerät

Greif-
vogel,
Habicht-
artiger

Figur
aus „Die
Zauber-
flöte“

dt. Auto-
pionier
† 1929

engl.:
zu, nach

Cockpit für
Flugschüler

Nähr-
mutter

Vor-
anzeige,
Nach-
richt

Turn-
gerät

ugs.:
steif,
hölzern

Zier-
vogel

kurz und
bündig Epoche

Drüsen-
abson-
derung

früherer
brasil.
Fußball-
star

Zahlwort

Finnland
in der
Landes-
sprache

Honig-
biene

Stadt in
Kalifornien
(2 Wörter)

gezierte
Haltung

Abwesen-
heit
von
Lärm

Nutz- u.
Zier-
pflanze

Schaum-
wein

handeln
badi-
scher
Rhein-
Zufluss

so lang,
so weit

Reife-
prüfung
(Kurzw.)

jü-
disches
Freuden-
fest

Waren-
aus-,
-einfuhr-
verbot

Vorname
des Rock-
musikers
Lindenberg

früherer
iran.
Kaiser-
titel

Unter-
kunft,
Asyl

Brauch
frän-
kisch:
Hausflur

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

0314

AUFLÖSUNG DES LETZTEN 
RÄTSELS

H K S S
E S P E R A N T O S U E D P O L

E R B E N A K U T M I L Z
H I B I S K U S A I N U I T

F R O E B E B K R E N M A U
R U B E V O R A P E

F A H N D E R R D R E H E R
Z O T I G U U S E R T E C K

P E H Y D R O E N I K I
P A S S U S F P I L A T E S
E D I E H T M L
R E G A T T A A U S

B E L E B T S A I T E
I R U E G E D O M

Fensterscheibe (1-14)

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12

sl1714-0314

Hörbuchtipp

Unter Wasser ist es still
Nach fast 20 Jahren kehrt Maira an den Ort ihrer Kindheit zurück. 

So schnell wie möglich will sie das Haus ihrer verstorbenen Mutter 
ausräumen und wieder verschwinden. Doch wie das mit den Erin-
nerungen so ist, kehren sie immer dann wieder, wenn man sie am 
meisten verdrängen möchte. Mit 
jeder geöffneten Kiste, jedem 
wiederentdeckten Gegenstand 
kehren sie zurück, die guten wie 
die schlechten. Und dann ist Mai-
ra plötzlich wieder dort, an ihren 
letzten Tagen auf dem Darß, be-
vor alles zusammenbrach. Doch 
was damals tatsächlich mit ihrer 
Mutter geschah, auf diese Frage 
findet sie in ihrer Erinnerung kei-
ne Antwort.

Julia Dibbern: Unter Wasser ist es still. Der Audio Verlag, ungekürzte 
Lesung, 1 mp3-CD, ISBN: 978-3-7424-3094-6, 24 Euro.

Möchten Sie eines der vorgestellten Hörbücher gewinnen? Dann 
schreiben Sie mit dem Betreff „Unter Wasser ist es still“ per E-Mail 
an: verlosung@sovd.de oder mit dem gleichen Stichwort per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Bitte prüfen 
Sie vorab, ob Sie die CD im mp3-Format auch abspielen können! 
Einsendeschluss ist der 15. Juni.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei  
Ihnen als im Postversand

+  enthält alle Landesbeilagen 
sowie zusätzliche Links und 
Videos in den Artikeln

+ für Tablets und Smartphones

+ schont die Umwelt

Gleich QR-Code  
scannen und  
anmelden!

SoVD-Zeitung
digital
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